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1. Sachgrundlose Befristung: Bundesverfassungsgericht kippt Pra-
xis des Bundesarbeitsgerichts zum Verbot der Vorbeschäfti-
gung 

Arbeitgeber dürfen Mitarbeiter ohne Sachgrund nicht mehrfach befristet beschäftigen. 
Das Bundesverfassungsgericht hält diese Regelung für verfassungsgemäß. Damit erteilt 
es der gängigen Praxis des Bundesarbeitsgerichts eine deutliche Absage. 
Hintergrund 
Der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts lagen eine Verfassungsbeschwerde ei-
nes Arbeitnehmers sowie ein Vorlagebeschluss eines Arbeitsgerichts auf die Entfristung 
eines Arbeitsvertrags zugrunde. Die Beschäftigten machten gegenüber dem jeweiligen 
Arbeitgeber geltend, dass die zuletzt vereinbarte sachgrundlose Befristung ihres Arbeits-
verhältnisses unwirksam war. Sie verstieß gegen § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsge-
setz, weil sie bereits zuvor bei demselben Arbeitgeber beschäftigt waren. 
Das Arbeitsgericht stellte in dem Vorlageverfahren die Frage, ob diese Regelung mit den 
Grundrechten vereinbar ist, denn damit könnte eine sachgrundlose Befristung auf die 
erstmalige Beschäftigung beim jeweiligen Vertragsarbeitgeber beschränkt sein. 
Im anderen Verfahren wehrte sich der Arbeitnehmer dagegen, erneut befristet beschäf-
tigt zu werden. Nachdem die jeweils zuständigen Arbeitsgerichte jedoch der bislang ak-
tuellen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts folgten, waren seine Klagen erfolglos. 
Mit der Verfassungsbeschwerde wandte er sich gegen die ablehnenden Urteile, da die 
Auslegung der gesetzlichen Regelung durch das Bundesarbeitsgericht seine Grundrechte 
verletzten. 
Entscheidung 
Diesen Argumenten folgte das Bundesverfassungsgericht. Der Erste Senat erteilte damit 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts eine Absage. 
Seit 2011 las das Bundesarbeitsgericht in den Gesetzeswortlaut des § 14 Abs. 2 Satz 2 
Teilzeitbefristungsgesetz eine Art Sperrfrist von 3 Jahren hinein. Eine Vorbeschäftigung 
des Arbeitnehmers bei demselben Arbeitgeber stand also einer sachgrundlosen Befris-
tung nicht entgegen, wenn das vorherige Arbeitsverhältnis länger als 3 Jahre zurücklag. 
Für das Bundesverfassungsgericht ist diese Auslegung des Bundesarbeitsgerichts jedoch 
nicht mehr vom Willen des Gesetzgebers gedeckt. Die richterliche Rechtsfortbildung 
durfte diesen klar erkennbaren Willen nicht übergehen und durch ein eigenes Regelungs-
modell ersetzen. Im Fall des Verbots der Vorbeschäftigung hatte sich der Gesetzgeber klar 
erkennbar gegen eine Frist entschieden. 
Die Fachgerichte müssen bei der Auslegung der Gesetze die gesetzgeberische Grundent-
scheidung respektieren. Dazu müssen auch die Gesetzesmaterialien in Betracht gezogen 
werden. Im konkreten Fall bedeutete das: Eine sachgrundlose Befristung zwischen den-
selben Arbeitsvertragsparteien sollte grundsätzlich nur einmal und nur bei der erstmali-
gen Einstellung zulässig sein. Das gesetzliche Regelungskonzept war damit klar erkennbar. 
Dieses durfte von den Arbeitsgerichten und vom Bundesarbeitsgericht nicht übergangen 
und durch ein eigenes Konzept ersetzt werden. 
Prinzipiell ist die Regelung des § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsgesetz mit der Verfas-
sung vereinbar. Weder die Berufsfreiheit der Beschäftigten noch die berufliche und wirt-
schaftliche Betätigungsfreiheit der Arbeitgeber wird durch die Norm verletzt. 

Das Bundesverfassungsgericht nannte aber auch Ausnahmen vom Verbot der Vorbe-
schäftigung, wenn etwa eine Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders gear-
tet war oder von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Konkret könnten das bestimmte gering-
fügige Nebenbeschäftigungen während der Schul- und Studienzeit oder der Familienzeit, 
die Tätigkeit von Werkstudierenden oder die lange zurückliegende Beschäftigung von 
Menschen, die sich später beruflich völlig neu orientieren, sein. 
Im Ergebnis darf damit der per Verfassungsbeschwerde klagende Arbeitnehmer auf ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis hoffen. Das abweisende Urteil hat das Bundesverfas-
sungsgericht aufgehoben und den Fall zur erneuten Verhandlung an das Landesarbeits-
gericht zurückverwiesen. 
 
2. Kann an dem 10-Tageszeitraum bei § 11 EStG festgehalten wer-

den? 
Als "kurze Zeit" im Sinne des § 11 EStG gilt normalerweise ein Zeitraum von 10 Tagen. 
Das Finanzgericht München ist jetzt allerdings der Meinung, dass auch 12 Tage noch 
"kurz" sind. Und was sagt der Bundesfinanzhof? 
Hintergrund 
Der Kläger hatte die Umsatzsteuervoranmeldung für den Dezember 2014 durch Bank-
überweisung vom 4.1.2015 beglichen. Da der 10.1. ein Samstag war und sich die gesetz-
liche Fälligkeit der Umsatzsteuervoranmeldung auf den nächstfolgenden Werktag ver-
schob, trat die Fälligkeit erst am 12.1.2015 ein. Da der gesetzliche Fälligkeitstag somit 
außerhalb des 10-Tageszeitraums lag, lehnte das Finanzamt den Abzug des Zahlungsbe-
trags bei der Einnahmen-Überschussrechnung 2014 als Betriebsausgabe ab. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht gab dem Kläger recht und rechnete die Umsatzsteuervorauszahlung für 
Dezember 2014 dem Wirtschaftsjahr 2014 zu. Das Gericht hielt die Auslegung des Rechts-
begriffs der "kurzen Zeit" für modifizierungsbedürftig. Auch wenn der 10-Tageszeitraum 
auf eine lange Tradition zurückblicken kann, war dieser willkürlich gewählt. Deshalb 
müsste der Zeitraum auf mindestens 12 Tage erweitert werden. 
 
3. Nachzahlungszinsen: Vorläufiger Rechtsschutz 
Der Bundesfinanzhof äußerte kürzlich in einem Urteil schwerwiegende verfassungs-
rechtliche Zweifel an der Höhe von Nachzahlungszinsen. Das gilt zumindest für Verzin-
sungszeiträume ab dem 1.4.2015. Die Finanzverwaltung gewährt nun aufgrund dessen 
vorläufigen Rechtsschutz. 
Hintergrund 
Der Zinssatz beträgt 0,5 % für jeden vollen Kalendermonat des Zinslaufs, mithin 6 % per 
anno. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seiner neuesten Entscheidung begegnet diese 
Zinshöhe durch ihre realitätsfremde Bemessung im Hinblick auf den allgemeinen Gleich-
heitsgrundsatz und das Übermaßverbot für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015 
schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz 
überschreitet angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und nach-
haltigen Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der 
wirtschaftlichen Realität in erheblichem Maße. 
Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Verzinsungszeiträume nach dem 31.12.2009 
bzw. 31.12.2011 verfassungsgemäß ist, liegen dem Bundesverfassungsgericht jedoch seit 
längerer Zeit die Verfassungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 gegen ver-
waltungsgerichtliche Entscheidungen wegen der Höhe des Zinssatzes von Nachforde-
rungszinsen zur Gewerbesteuer vor. 
Verfügung 
Obwohl der Bundesfinanzhof die Verfassungsmäßigkeit der Verzinsung für in das Jahr 
2013 fallende Verzinsungszeiträume bestätigte, haben die obersten Finanzbehörden des 
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Bundes und der Länder beschlossen, den Beschluss des Bundesfinanzhofs über den ent-
schiedenen Einzelfall hinaus in allen Fällen, in denen eine vollziehbare Zinsfestsetzung 
vorliegt, in der der gesetzliche Zinssatz zugrunde gelegt wird, für Verzinsungszeiträume 
ab dem 1.4.2015 anzuwenden und insoweit auf Antrag des Zinsschuldners im Einspruchs-
verfahren Aussetzung der Vollziehung zu gewähren. 
Für die Zeit bis zu einer abschließenden Klärung dieser Rechtsfrage durch das Bundesver-
fassungsgericht werden die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder dar-
über hinaus mit geeigneten Maßnahmen Vorsorge treffen, dass die ausstehende Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts in möglichst allen betroffenen Fällen zur Wir-
kung gebracht werden kann. Gegen Zinsfestsetzungen, die insoweit nicht vorläufig ergan-
gen sind, bedarf es im Einzelfall allerdings der Einlegung eines Einspruchs, und zwar un-
abhängig davon, ob die Aussetzung der Vollziehung der Zinsfestsetzung beantragt wird. 
 
4. Gemischt genutztes Arbeitszimmer: Einsprüche per Allgemein-

verfügung zurückgewiesen 
Nachdem der Bundesfinanzhof klargestellt hatte, dass ein Kostenabzug für ein gemischt 
genutztes Arbeitszimmer nicht infrage kam, wurde die Finanzverwaltung jetzt tätig: Alle 
anhängigen Einsprüche werden per Allgemeinverfügung zurückgewiesen. 
Hintergrund 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat eindeutig entschieden, dass die Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer steuerlich nicht abziehbar sind, wenn der Raum privat und be-
ruflich/betrieblich genutzt wird. Noch nicht einmal ein anteiliger Kostenabzug kommt in-
frage. 
Vielmehr dürfen die Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers nur dann steuerlich abgezo-
gen werden, wenn der Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche 
und berufliche Zwecke genutzt wird. Ein anteiliger Kostenabzug ist auch für Arbeitsecken 
im Wohnzimmer oder beruflich genutzte Durchgangszimmer ausgeschlossen. 
Nachdem die höchstrichterliche Rechtsprechung dieser Leitentscheidung in der Folgezeit 
in zahlreichen Entscheidungen gefolgt war und das Bundesverfassungsgericht eine Ver-
fassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung angenommen hat, reagierten nun die obers-
ten Finanzbehörden der Länder. 
Verfügung 
Mit einer Allgemeinverfügung haben die Finanzbehörden alle an diesem Tag anhängigen 
und zulässigen Einsprüche gegen Einkommensteuerbescheide und Feststellungen zurück-
gewiesen. Dies betrifft die Fälle, in denen die Einspruchsführer geltend gemacht haben, 
dass die Kostenaberkennung für privat mitgenutzte Arbeitszimmer einfachgesetzlich frag-
lich ist oder gegen das Grundgesetz verstößt. 
Allgemein zurückgewiesen wurden mit der Allgemeinverfügung ferner entsprechende 
Anträge auf Aufhebung oder Änderung von Einkommensteuerbescheiden und Feststel-
lungen, die außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfahrens gestellt worden sind. 
 
5. Dienstkleidung vorgeschrieben? Dann muss Umkleidezeit be-

zahlt werden 
Ist das Personal verpflichtet, auffällige Dienstkleidung zu tragen, gehört die Umkleide-
zeit zur vergütungspflichtigen Arbeitszeit. 
Hintergrund 
Der Kläger ist bei der Beklagten als Krankenpfleger beschäftigt. Die Beklagte stellte den 
Beschäftigten für die Zeit der dienstlichen Verpflichtung Dienstkleidung zur Verfügung, 
die jeder Beschäftigte während des Dienstes tragen musste. Dafür wurden Umkleide-
räume und abschließbare Schränke für jeden Beschäftigten zur Verfügung gestellt. Die 
Dienstkleidung wies keine Beschriftung oder ähnliche Kennzeichnung auf. 
Der Kläger machte Überstundenvergütung wegen Umkleidezeit und dadurch veranlasster 
innerbetrieblicher Wegezeiten geltend. An 100 Arbeitstagen hatte er durchschnittlich 12 
Minuten für das An- und Ablegen der Dienstkleidung und für die Wegezeiten vom Um-
kleideraum zur Arbeitsstelle und zurück benötigt. 
Entscheidung 
Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass es sich bei den Umkleide- und Wegezeiten um 
vergütungspflichtige Arbeitszeit handelte, und gab damit dem Kläger recht. 
Die gesetzliche Vergütungspflicht des Arbeitgebers knüpft an die Leistung der verspro-
chenen Dienste an. Zu den "versprochenen Diensten" zählt nicht nur die eigentliche Tä-
tigkeit, sondern jede vom Arbeitgeber verlangte sonstige Tätigkeit oder Maßnahme, die 
mit der eigentlichen Tätigkeit oder der Art und Weise ihrer Erbringung unmittelbar zu-
sammenhängt. 
So handelt es sich bei dem An- und Ablegen einer besonders auffälligen Dienstkleidung 
um vergütungspflichtige Arbeit, weil ein Arbeitnehmer an der Offenlegung der von ihm 
ausgeübten beruflichen Tätigkeit gegenüber Dritten außerhalb seiner Arbeitszeit kein ob-
jektiv feststellbares eigenes Interesse hat. Eine solche auffällige Dienstkleidung lag auch 
hier durch das Tragen weißer Kleidung ohne Beschriftung vor, da die Farbe Weiß in der 
Öffentlichkeit den Heilberufen zugeordnet und in Verbindung gebracht wird. 
Da das An- und Ablegen der Dienstkleidung und der damit verbundene Zeitaufwand des 
Arbeitnehmers, wie auch das Aufsuchen der Umkleideräume, auf der Anweisung des Ar-
beitgebers zum Tragen der Dienstkleidung während der Arbeitszeit beruhte, schuldete 
der Arbeitgeber die Vergütung für die durch den Arbeitnehmer aufgewendete Zeit. 
 
6. Außergewöhnliche Belastungen: Keine Rechtsprechungsände-

rung bei Krankheitskosten und Bestattungskosten 
Der Bundesfinanzhof bleibt dabei: Auch bei Krankheitskosten ist die zumutbare Belas-
tung verfassungsgemäß. Und: Beerdigungskosten können nur als außergewöhnliche 
Belastungen abgezogen werden, soweit sie nicht aus dem Nachlass oder durch sonstige 
Geldleistungen gedeckt sind. Die neue bzw. bisherige Rechtsprechung festigt sich. 
Hintergrund 

A ist neben anderen Miterben Erbe nach seiner Ehefrau E, die 2009 verstorben war. A 
machte für das Jahr 2009 rund 14.000 EUR Krankheitskosten und Bestattungskosten als 
außergewöhnliche Belastung geltend. Die Krankheitskosten entstanden durch die statio-
näre Behandlung in einer Privatklinik, die von der Krankenkasse nur zu Hälfte übernom-
men wurden. Das Finanzamt erkannte die für den Klinikaufenthalt geltend gemachten 
Krankheitskosten in Höhe von rund 7.000 EUR als außergewöhnliche Belastung an. Unbe-
rücksichtigt blieben jedoch die Aufwendungen für "Reiki-Behandlungen" (Handauflegen), 
für Schuhe, für verschiedene Medikamente und für weitere nicht näher spezifizierte Auf-
wendungen. 
Die Bestattungskosten von rund 6.000 EUR erkannte das Finanzamt ebenfalls nicht an. 
Nachdem im Jahr 2013 die Krankenkasse sich bereit erklärt hatte, die Krankenhauskosten 
vollständig zu übernehmen, setzte das Finanzamt die bisher berücksichtigten außerge-
wöhnlichen Belastungen um rund 4.000 EUR herab. Nach Abzug der zumutbaren Belas-
tung ergab sich keine Steuerminderung mehr. 
Die Klage des A vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung 
Auch vor dem Bundesfinanzhof scheiterte die Revision des A. Damit bestätigten die Rich-
ter ihre bisherige Rechtsprechung. Sie entschieden: Selbst wenn es sich bei den erworbe-
nen Medikamenten um Arzneimittel handelte, fehlt es am dem erforderlichen Nachweis. 
E konnte keine vor dem Erwerb ausgestellte Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers 
vorlegen. Entsprechendes gilt für die Schuhe, für die kein Nachweis durch ein amtsärztli-
ches Gutachten oder eine ärztliche Bescheinigung des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung (MDK) erbracht wurde. 
Das Handauflegen ("Reiki"), das im Übrigen durch eine nicht zur Ausübung der Heilkunde 
zugelassene Person aus der Ferne über Gedankenübertragung praktiziert wurde, ist eine 
wissenschaftlich nicht anerkannte Behandlungsmethode. Ein zum Nachweis der Zwangs-
läufigkeit der Aufwendungen erforderliches amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche 
Bescheinigung des MDK haben die Erben nicht vorgelegt. 
Auch die Beerdigungskosten waren nicht zum Abzug zuzulassen. A war zwar aufgrund 
seiner persönlichen Beziehung als Ehemann grundsätzlich nicht nur zivilrechtlich, sondern 
auch sittlich verpflichtet, die Beerdigungskosten zu tragen. Er konnte die Kosten jedoch 
aus seinem Anteil am Nachlass bestreiten. Damit war er durch die Kosten nicht wirtschaft-
lich belastet. 
Die anerkannten Krankheitskosten des Jahres 2009 waren um die in 2013 erhaltene Zah-
lung der Krankenkasse zu mindern. Da die Krankheitskosten nur insoweit zu berücksich-
tigen sind, als sie das Einkommen tatsächlich und endgültig belasten, sind bei der Ermitt-
lung der Höhe der außergewöhnlichen Belastung auch solche Ersatzleistungen, Beihilfen 
und andere Erstattungsbeträge abzuziehen, die der Steuerpflichtige erst in einem späte-
ren Jahr erhält. 
Nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut kann auch bei Krankheitskosten auf den Ansatz 
einer zumutbaren Belastung nicht verzichtet werden. Denn das Gesetz differenziert nicht 
zwischen Krankheitskosten und anderen abziehbaren Aufwendungen. Es war im vorlie-
genden Fall auch nicht geboten, vom Ansatz der zumutbaren Belastung abzusehen. 
 
7. Nachzahlungszinsen: Bundesfinanzhof zweifelt an der Verfas-

sungsmäßigkeit 
6 % Zinsen auf Steuernachzahlungen – das ist unangemessen, urteilte der Bundesfinanz-
hof. Das gilt zumindest für Verzinsungszeiträume ab 2015. 
Hintergrund 
Aus der Steuerfestsetzung für das Jahr 2009 ergab sich für die Eheleute eine Steuernach-
zahlung von 1.984.800 EUR. In dem entsprechenden Zinsbescheid für den Zeitraum 
1.4.2015 bis 16.11.2017 setzte das Finanzamt Nachzahlungszinsen von 240.831 EUR fest. 
Die Eheleute legten sowohl gegen den Einkommensteuer- als auch gegen den Zinsbe-
scheid Einspruch ein. Das Einspruchsverfahren gegen die Zinsfestsetzung ruhte wegen ei-
nes beim BVerfG anhängigen Verfahrens. 
Die Eheleute beantragten die Aussetzung der Vollziehung des Zinsbescheids. Dies begrün-
deten sie damit, dass die Höhe der Zinsen von 0,5 % pro Monat, also 6 % pro Jahr, verfas-
sungswidrig ist. Das Finanzamt und das Finanzgericht lehnten dies ab. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof gewährte dagegen die Aussetzung der Vollziehung. 
Die Vollziehung eines angefochtenen Bescheids ist insbesondere auszusetzen, wenn sich 
bei summarischer Prüfung gewichtige Gründe ergeben, die zu Unentschiedenheit oder 
Unsicherheit in der Beurteilung entscheidungserheblicher Rechtsfragen führen. Das kann 
auch bei verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer Norm der Fall sein. 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs überschreitet der gesetzliche Zinssatz ab 2015 ange-
sichts der eingetretenen strukturellen und nachhaltigen Verfestigung des niedrigen 
Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität. Eine sachli-
che Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe besteht nicht. Aufgrund der modernen 
EDV-Technik und Automation in der Steuerverwaltung können Erwägungen wie Praktika-
bilität und Verwaltungsvereinfachung einer Anpassung der seit 1961 unveränderten Zins-
höhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den Basiszinssatz nicht mehr entgegenste-
hen. 
Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsregelung hielt der Bundesfinanzhof für 
schwerwiegend. Die Interessenabwägung fiel daher zugunsten der Eheleute aus. 
 
8. Unfallversicherung: Der Weg vom Arzt zur Arbeit ist Privatsa-

che 
Besucht ein Arbeitnehmer während der Arbeitszeit einen Arzt und hat er auf dem Rück-
weg zur Arbeit einen Unfall, handelt es sich hierbei nicht um einen Arbeitsunfall. 
Hintergrund 



 
 
Nach dem Besuch eines Orthopäden befand sich ein Arbeitnehmer auf dem Rückweg zu 
seiner Arbeitsstätte. Bei einem Verkehrsunfall verletzte er sich erheblich. Von der Berufs-
genossenschaft verlangte er, diesen Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 
Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung jedoch ab. Ihrer Ansicht nach stellte 
der Weg zum Arzt und zurück eine unversicherte private Tätigkeit dar. Dagegen erhob der 
Arbeitnehmer Klage. 
Entscheidung 
Das Sozialgericht wies die Klage als unbegründet ab, da der Kläger nicht auf einem mit 
seiner versicherten Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Betriebsweg verunglückt war. 
Der Arztbesuch war als Maßnahme zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Gesundheit 
dem persönlichen Lebensbereich des Versicherten zuzurechnen und daher unversichert. 
Unerheblich war, dass der Arztbesuch auch der Erhaltung oder Wiederherstellung seiner 
Arbeitskraft und damit betrieblichen Belangen diente. Mit dem Arztbesuch erfüllte der 
Kläger keine Pflicht aus dem Beschäftigungsverhältnis. 
Auch ein Wegeunfall sahen die Richter nicht als gegeben an. Denn der Kläger hatte sich 
zum Zeitpunkt des Unfalls nicht auf einem versicherten Weg von einem sog. dritten Ort 
zu seiner Arbeitsstätte befunden. Hierfür hätte er sich mindestens 2 Stunden in der Arzt-
praxis aufhalten müssen, was jedoch nicht der Fall war. 


